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Erläuternde Bemerkungen 

zum Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Tiroler Gemeinde-Bezügegesetz 1998 geändert wird 

I. 

Allgemeines 

A. 

Im Rahmen einer umfangreichen Novelle zum Stadtrecht der Landeshauptstadt Innsbruck 1975, LGBl. 
Nr. 53, ist beabsichtigt, in einem neuen § 16b die Möglichkeit eines vorübergehenden Verzichts auf die 
Ausübung des Mandates aus Anlass der Geburt oder Adoption eines Kindes für Mitglieder des 
Gemeinderates der Landeshauptstadt Innsbruck vorzusehen. Zudem soll für diese Gemeinderatsmitglieder 
die Möglichkeit eines vorübergehenden Mandatsverzichts aus Anlass der Pflege von nahestehenden 
Personen vorgesehen werden. Aufgrund der besoldungsrechtlichen Auswirkungen auf den Bezug des 
jeweiligen Gemeinderatsmitgliedes sind die Vorschriften im Tiroler Gemeinde-Bezügegesetz 1998 
entsprechend anzupassen. 

B. 

Die Zuständigkeit des Landesgesetzgebers zur Erlassung eines dem vorliegenden Entwurf entsprechenden 
Gesetzes ergibt sich aus Art. 115 Abs. 2 B-VG. 

C. 

Die Schaffung einer Möglichkeit für Gemeinderatsmitglieder der Landeshauptstadt Innsbruck 
vorübergehend auf die Ausübung des Mandates aus Anlass der Geburt oder Adoption eines Kindes zu 
verzichten, lässt insofern Einsparungen erwarten, als diesen Gemeinderatsmitgliedern für die Zeit des 
vorübergehenden Verzichtes kein Bezug gebührt. Dem steht jedoch eine Aufzahlung des Bezuges des 
(ersten) Bürgermeister-Stellvertreters auf den Bezug eines Bürgermeisters in Fällen des Mandatsverzichts 
der Bürgermeisterin bzw. des Bürgermeisters gegenüber. Es ist davon auszugehen, dass sich, je nach 
Fallkonstellation, dadurch insgesamt sogar eine Einsparung für die Stadt ergeben kann. Mehrkosten sind 
jedenfalls für den Zeitraum zu erwarten, für den der Bürgermeisterin, die ein Kind erwartet, eine 
Bezugsfortzahlung gebühren soll. 

II. 

Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu Art. I: 

Zu Z 1 (§ 6 Abs. 3): 

Der § 6 Abs. 3 sieht für den Fall, dass die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister aus Anlass der Geburt 
oder Adoption eines Kindes oder zur Pflege von nahestenden Personen nach § 16b Abs. 1 und 2 des 
Stadtrechts der Landeshauptstadt Innsbruck 1975 vorübergehend auf die Ausübung des Mandates 
verzichtet, eine Aufzahlung des Bezuges des (ersten) Bürgermeister-Stellvertreters auf den Bezug des 
Bürgermeisters nach § 6 Abs. 1 vor. Mit dieser Aufzahlung soll dem (ersten) Bürgermeister-Stellvertreter 
die während des Zeitraumes der Karenzierung der Bürgermeisterin bzw. des Bürgermeisters anfallende 
erhöhte Belastung entsprechend abgegolten werden. 

Zu Z 2 (§ 8 Abs. 4 und 5): 

Der im Hinblick auf die Neuregelung im Stadtrecht ergänzte Abs. 4 normiert, dass für die Zeit des 
vorübergehenden Verzichtes auf die Ausübung des Mandates aus Anlass der Geburt oder der Adoption 
eines Kindes oder zur Pflege von nahestehenden Personen nach § 16b Abs. 1 und 2 des des Stadtrechts 
der Landeshauptstadt Innsbruck 1975 kein Bezug gebührt. Davon ausgenommen sind die Konstellationen 
des Abs 5. Diese Bestimmung sieht für den dort angegebenen Zeitraum künftig eine Weitergewährung 
der Bezüge auch für Gemeinderatsmitglieder der Stadt Innsbruck vor, die nach § 16b Abs. 1 des 
Stadtrechts der Landeshauptstadt Innsbruck 1975 aus Anlass der Geburt eines Kindes vorübergehend auf 
die Ausübung ihres Mandates verzichten. Dies gilt nicht, wenn vergleichbare dienst- oder 
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sozialversicherungsrechtliche Leistungen aus dem Anlass der Mutterschaft gebühren. Damit soll das 
jeweilige Gemeinderatsmitglied, das keinen derartigen Anspruch hat, im Weg der Bezugsfortzahlung 
finanziell abgesichert sein. 

Zu Art. II: 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten. 


